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Betrifft: Das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Teilnahme am Wahlprozess

Das Recht von Menschen mit Behinderungen auf politische Teilhabe ist in allen wichtigen 
internationalen Rechtsakten verankert, wie dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen, das von allen Mitgliedstaaten und der EU ratifiziert wurde.

Aussagen von Menschen mit Behinderungen in der gesamten EU und zahlreiche Studien bestätigen 
jedoch, dass bei der Wahrnehmung dieses Rechts nach wie vor erhebliche rechtliche, administrative 
und institutionelle Hindernisse sowie Probleme mit der Barrierefreiheit bestehen.

Eine der eklatantesten Verletzungen des Wahlrechts ist der automatische oder beinahe automatische 
Ausschluss von Menschen mit geistigen Behinderungen, die unter Vormundschaft stehen. Derzeit 
gewähren nur 13 Mitgliedstaaten gleiches Wahlrecht für alle ohne Einschränkungen in Bezug auf 
etwa die Rechts- und Geschäftsfähigkeit. Dies hatte zur Folge, dass 400 000 Menschen mit 
Behinderungen das Wahlrecht bei der Wahl zum Europäischen Parlament 2019 verweigert wurde.

1. Wann plant die Kommission, ihren Leitfaden zu bewährten Wahlverfahren bezüglich der Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen zu veröffentlichen, der in der Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2021-2030 für das Jahr 2023 angekündigt wurde?

2. Wie wird sie sicherstellen, dass das Recht aller Menschen mit Behinderungen auf Teilnahme am 
Wahlprozess im Einklang mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen in der gesamten EU uneingeschränkt geachtet wird?
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